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MEINE THEMEN HEUTE … 

Worum geht es grundsätzlich? Die Achterbahn! 

Einige Ergebnisse des 2013/14 durchgeführten Forschungsprojektes zur Prävention 
von Wohnungslosigkeit in NRW 

Was haben wir gemacht? 

Wie ist die Wohnraumsicherung in NRW organisiert? 

Wer ist von Wohnungslosigkeit bedroht? 

Wie hat sich die Bedrohung von Wohnverhältnissen in den letzten Jahren entwickelt und 
wie verteilt sich das räumlich? 

Was sind die zentralen Gründe/Anlässe für bedrohte Wohnverhältnisse? 

Voraussetzungen, Potenziale und Praxis wohnraumsichernder Interventionen 

Kurzzusammenfassung 

Einige Empfehlungen 



WORUM GEHT ES GRUNDSÄTZLICH? 



Normalwohnraum- 
versorgung 

öffentliche Unterbringung 
 und Versorgung  

von Wohnungsnotfällen 

DIE ACHTERBAHN 
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STOP 

informelle Hilfe 

institutionelle Hilfe 

kommunale (Fach-)Stellen 
z. B. §§ 36 und/oder 67/68 SGB XII 

Jobcenter 
z. B. §§ 22.8 und/oder 

16a SGB II  

freie Träger  
z. B. §§ 67/68 SGB XII 



EINIGE ERGEBNISSE DES FORSCHUNGSPROJEKTES 
ZUR PRÄVENTION VON WOHNUNGSLOSIGKEIT  
IN NRW 



WAS HABEN WIR GEMACHT? 



Städte und 
Gemeinden 

Kreise 

Jobcenter 

Beratungsstellen 
freier Träger 

Prävention von 
Wohnungs-

losigkeit 
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Zuständigkeiten, Organisation und 
Informationsfluss 

Quantität und Struktur (Haus-
haltstyp, Migrationshintergrund, 

Alter, Geschlecht, Einkommen) 

Gründe/Anlässe für drohende 
Wohnungslosigkeit 

Hilfe- und Unterstützungsbedarfe 
Prävention von 

Wohnungs-
losigkeit 

Art und Umfang der Hilfe 

Ergebnisse der durchgeführten 
Maßnahmen 

Energieschulden 
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www.mais.nrw.de www.giss-ev.de 



WIE IST DIE WOHNRAUMSICHERUNG IN NRW 
ORGANISIERT? 



umfassende Kompetenzen  
nach SGB II (§ 22, 8) und SGB XII (§ 36)  

bei kommunalen Wohnungs-
sicherungsstellen 

ohne Kompetenzen  
nach SGB II und SGB XII  

bei kommunalen Wohnungs-
sicherungsstellen 

mit Kompetenzen  
nach SGB XII (§ 36)  

bei kommunalen Wohnungs-
sicherungsstellen 

19 kreisfreie 
Städte 

Aachen Mönchen-
gladbach Herne Hamm 

Fachstelle als 
Koordinierungs-

stelle 

Beauftragung 
freier Träger (sozi-

alarbeiterische 
Fallbearbeitung) 

Beratungs- und 
Vermittlungsstelle 

§ 22 (8) SGB II im 
Rahmen Regel-

sachbearbeitung 
im Jobcenter 

zentral zuständige 
Wohnungssiche-

rungsstelle im 
Jobcenter 

WOHNUNGSSICHERUNGSSTELLEN IN DEN 23 KREISFREIEN STÄDTEN 

© GISS, Bremen 



alleinige Zuständigkeit der Kreise für 
Durchführung SGB II (Option) 

gemeinsame Einrichtung BA/Kreis bei 
Durchführung SGB II (keine Option) 

Städte und Gemeinden im 
Bereich SGB II herangezogen 

in sieben Kreisen 

• Hochsauerlandkreis 
• Kreis Minden-Lübbecke 
• Kreis Kleve 
• Kreis Borken 
• Kreis Coesfeld 
• Kreis Recklinghausen 
• Kreis Steinfurt 

• wohnungssichernde Hilfen 
SGB II und SGB XII bei 
Städten und Gemeinden 

• umfassende Zuständigkeit 
(Fachstelle möglich) 

Durchführung SGB II durch 
Kreis oder Anstalt 

öffentlichen Rechts 

Durchführung SGB II durch das 
Jobcenter und Außenstellen 

• wohnungssichernde Hilfen 
SGB XII bei Städten und 
Gemeinden 

• wohnungssichernde Leis-
tungen SGB II bei Stellen 
des Jobcenters des Kreises 

in fünf Kreisen 

• Enneppe-Ruhr-Kreis 
• Kreis Gütersloh 
• Kreis Lippe 
• Kreis Düren 
• Kreis Warendorf 

• in 19 Kreisen (allen nicht optie-
renden) anzutreffen 

• u. a. Siegen-Wittgenstein 
• Sonderfall: Neuss im Rhein-

Kreis Neuss 

• wohnungssichernde Hilfen  
SGB XII bei Städten und 
Gemeinden 

• wohnungssichernde Leistungen 
SGB II (§ 22, 8) durch Stellen 
des Jobcenters 

WOHNUNGSSICHERUNG IN DEN KREISANGEHÖRIGEN STÄDTEN UND GEMEINDEN  
IN DEN 31 KREISEN 
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WOHNUNGSSICHERUNG DURCH FREIE TRÄGER 

In NRW ist das System der Fachberatungsstellen freier Träger nach §§ 67 ff.  
SGB XII relativ stark ausgebaut. 

Die Angebote sind vielfältig, wenden sich aber häufig an die Zielgruppe der 
alleinstehenden Wohnungslosen. Ein erheblicher Teil der Fachberatungsstellen 
hat konzeptionell allerdings auch präventive Hilfen vorgesehen.  

Mehr oder weniger alle Fachberatungsstellen sind mit von Wohnungslosigkeit 
bedrohten Haushalten konfrontiert und unterstützen diese im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten. Dabei kooperieren sie mit den kommunal zuständigen Stellen in 
Einzelfällen. 

Formell sind die Fachberatungsstellen aber nur in einer kreisfreien Stadt und in 
fünf von 31 Kreisen mit der Durchführung präventiver Hilfen beauftragt. 



WER IST VON WOHNUNGSLOSIGKEIT BEDROHT? 



STRUKTUR DER VON WOHNUNGSLOSIGKEIT BEDROHTEN HAUSHALTE IN DEN KREISANGE-
HÖRIGEN UND KREISFREIEN STÄDTEN UND GEMEINDEN (N 14.927 HAUSHALTE IN 114 
STÄDTEN UND GEMEINDEN) 

(Ehe-)Paare mit
Kindern

(Ehe-)Paare
ohne Kinder

alleinstehende
Frauen mit

Kindern

alleinstehende
Frauen ohne

Kinder

alleinstehende
Männer mit

Kindern

alleinstehende
Männer ohne

Kinder

andere
Haushaltstypen

16,7% 

9,6% 
12,3% 

15,9% 

1,7% 

41,2% 

2,7% 

57,1 % 
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unter 18 18 bis unter 25 25 bis unter 35 35 bis unter 60 60 und älter

0,3 % 

20,2 % 

29,7 % 

44,0 % 

5,8 % 

ALTERSSTRUKTUR DER VON WOHNUNGSLOSIGKEIT BEDROHTEN HAUSHALTSVORSTÄNDE IN 
DEN KREISANGEHÖRIGEN UND KREISFREIEN STÄDTEN UND GEMEINDEN  
(N 15.460 HAUSHALTE IN 96 STÄDTEN UND GEMEINDEN) 
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22 ,0 % 

78,0 % 

mit Migrationshintergrund

ohne Migrationshintergrund

MIGRATIONSHINTERGRUND DER VON WOHNUNGSLOSIGKEIT BEDROHTEN HAUSHALTE IN 
DEN KREISANGEHÖRIGEN UND KREISFREIEN STÄDTEN UND GEMEINDEN  
(N 15.897 HAUSHALTE IN 84 STÄDTEN UND GEMEINDEN) 
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0 10 20 30 40 50 60 70

Transferleistungen SGB II

sonstiges

Erwerbseinkommen

Transferleistungen SGB XII

Rente

ohne Einkommen

Transferleistungen SGB III

Selbstständigkeit

60,8 

21,0 

10,4 

3,6 

2,0 

1,1 

0,7 

0,4 

ART DES (HAUPT-)EINKOMMENS DER VON WOHNUNGSLOSIGKEIT BEDROHTEN HAUSHALTE  
IN DEN KREISANGEHÖRIGEN UND KREISFREIEN STÄDTEN UND GEMEINDEN IN %  
(N 11.469 NENNUNGEN IN 69 STÄDTEN UND GEMEINDEN) 
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WIE HAT SICH DIE BEDROHUNG VON WOHNVERHÄLTNISSEN 
IN DEN LETZTEN JAHREN ENTWICKELT UND WIE VERTEILT 
SICH DAS RÄUMLICH? 



100,0 

104,9 

108,7 

108,5 

112,2 

110,0 

2007 2008 2009 2010 2011 2012

ENTWICKLUNG DER VON WOHNUNGSLOSIGKEIT BEDROHTEN HAUSHALTE IN DEN KREIS-
ANGEHÖRIGEN UND KREISFREIEN STÄDTEN UND GEMEINDEN ZWISCHEN 2007 UND 2012 
– INDEX (BASIS 93 STÄDTE UND GEMEINDEN) 
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unter 10.000

10.000 bis unter 25.000

25.000 bis unter 50.000

50.000 bis unter 100.000

Ø NRW

100.000 bis unter 250.000

250.000 bis unter 500.000

500.000 und mehr

0,38 

0,79 

1,40 

2,28 

2,99 

4,00 

4,35 

5,65 

VON WOHNUNGSLOSIGKEIT BEDROHTE HAUSHALTE JE 1.000 EW NACH GRÖßENKLASSEN 
IN DEN NORDRHEIN-WESTFÄLISCHEN STÄDTEN UND GEMEINDEN 2012 (N 213 STÄDTE 
UND GEMEINDEN MIT 46.418 VON WOHNUNGSLOSIGKEIT BEDROHTEN HAUSHALTEN) 

Städte/Gemeinden mit 
Bevölkerung von … bis … 
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Städteregion 
Aachen 

1,97 

ehem. 

ehem.  
kreisfreie 



WAS SIND DIE ZENTRALEN GRÜNDE/ANLÄSSE  
FÜR BEDROHTE WOHNVERHÄLTNISSE? 



Mietschulden / unzureichende Mietzahlungsfähigkeit

Ausschluss aus der Energieversorgung

mietwidriges Verhalten

Entlassung aus institutioneller Unterbringung (z. B.
Krankenhaus, Haft, Psychiatrie etc.)

eskalierende soziale Probleme

Trennung von Partner/-in

gewaltgeprägte Lebensumstände

sonstiges

88,2 % 

4,3 % 

2,3 % 

1,3 % 

1,2 % 

1,2 % 

0,3 % 

1,3 % 

GRÜNDE/ANLÄSSE FÜR BEDROHTE WOHNVERHÄLTNISSE DER HAUSHALTE IN DEN KREIS-
ANGEHÖRIGEN UND KREISFREIEN STÄDTEN UND GEMEINDEN – NACH HAUSHALTEN  
(N 19.301 NENNUNGEN IN 111 STÄDTEN UND GEMEINDEN) 
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Der hohe Anteil von Mietschuldenfällen erklärt sich über die Ausrichtung vieler 

kommunaler Präventionsstellen an der Hilfe bei Mietzahlungsproblemen. 

Die Gründe der bei freien Trägern vorsprechenden Fälle sind deutlich anders 

gelagert (Mietschulden nur in vier von zehn Fällen, Trennung von Partner/-in bei 

rd. einem Sechstel der Fälle, Entlassung aus institutioneller Unterbringung bei rd. 

einem Zwölftel der Fälle). 

Überschreitungen der angemessenen Höhe der KdU spielen bei der Entstehung 

von bedrohten Wohnverhältnissen keine besondere Rolle. 

Sanktionen finden statt, aber eher in Ausnahmefällen bei der KdU, und daher ist 

die Bedeutung bezüglich drohender Wohnungslosigkeit eher gering. Sofern 

Sanktionen erfolgen, ist die Bereitschaft der Mietschuldenübernahme eher 

gering. 



Bei den U25-Jährigen (schärfere Sanktionsregelungen) gibt es bezüglich drohen-

der Wohnungslosigkeit keine gravierenden Unterschiede zu den Ü25-Jährigen. 

Sie treten i. d. R. als bereits Wohnungslose in das Hilfesystem ein (nach konflikt-

beladenen/eskalierenden Wohnverhältnissen). 

Energieschulden und -abschaltungen stellen ein großes Problem dar (2014 bun-

desweit rd. 350.000 Haushalte betroffen). Die Krisensituation ist vergleichbar der 

Mietschuldenproblematik, tritt aber als Hilfebedarfsanzeige bei den Wohnraum-

sicherungsstellen i. d. R. nicht auf. 



VORAUSSETZUNGEN, POTENZIALE UND PRAXIS 
WOHNRAUMSICHERNDER INTERVENTIONEN 



ABLAUFDIAGRAMM WOHNUNGSVERLUST UND INTERVENTIONSMÖGLICHKEITEN 

außergerichtliches Verfahren   gerichtliches Verfahren   Vollstreckungsverfahren   

Mahnung Kündigung 
Räumungs- 

klage 

Mitteilung 
Amtsgericht 

Räumungs- 
urteil 

Gerichts- 
vollzieher- 
Mitteilung 

1. Räumungs- 
termin 

ggf. 2. Räu- 
mungstermin 

ggf. Kündi-
gungsfrist 

bei Zahlungsver-
zug 2 Monate 

Frist nach § 569 
(3) Nr. 2 BGB 

ggf. Räumungs-
frist nach §§ 721 / 

794a ZPO 

ggf. Vollstreckungs-
schutz nach 
 § 765a ZPO 

Wiederein-
weisung nach 

Ordnungsrecht 

Reintegration in den  
Wohnungsmarkt 

Widerspruch 

Mietrückstandsübernahme  
macht Kündigung unwirksam  

gerichtliche 
Verteidigung 

Wohnungserhalt möglich 
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VORAUSSETZUNGEN FÜR EINE ERFOLGREICHE PRÄVENTION 
VON WOHNUNGSLOSIGKEIT 

Schneller, frühzeitiger und vollständiger Informationsfluss über bedrohte Wohn-
verhältnisse 

Sicherstellung einer schnellen und reibungslosen Bearbeitung 

Offensive Kriseninterventionsstrategie (aufsuchende Hilfen, Hausbesuche, keine 
reine Komm-Struktur) 

Vermeidung von Zuständigkeitskonflikten und Reibungsverlusten bei der Fall-
bearbeitung: 

 (möglichst) durchgängige Fallverantwortung und -bearbeitung bis zu abschließender 
Lösung (auch für notwendige Notunterbringungen und anschließende Reintegration in 
die Normalwohnraumversorgung) 

 klare und geregelte (notwendige) Kompetenzen für die Fallbearbeitung 



VORAUSSETZUNGEN FÜR EINE ERFOLGREICHE PRÄVENTION 
VON WOHNUNGSLOSIGKEIT 

Kooperation mit Wohnungsunternehmen und privaten Vermieterinnen und 
Vermietern 

Vernetzung mit weitergehenden Hilfen (insbesondere Schuldnerberatung, aber  
z. B. auch Suchthilfen, psychischen Hilfen und Hilfen nach §§ 67/68 SGB XII) 



Mitteilungen vom Amtsgericht

Selbstvorsprache von Haushalten

Mitteilungen vom Gerichtsvollzieher

Wohnungsunternehmen /
private Vermieter

andere Dienste / soziale Träger /
Jobcenter

sonstiges

87,1 

70 

67,6 

43,3 

39 

5,7 

INFORMATIONSFLUSS ÜBER VON WOHNUNGSLOSIGKEIT BEDROHTE HAUSHALTE ZU DEN 
ZUSTÄNDIGEN STELLEN IN DEN KREISANGEHÖRIGEN UND KREISFREIEN STÄDTEN UND 
GEMEINDEN IN NRW 2012 IN % (N 210 STÄDTE UND GEMEINDEN) 
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vor / ohne Kündigung nach fristloser Kündigung nach Räumungsklage nach angesetztem
Zwangsräumungstermin

8,8 % 

36,9 % 

40,4 % 

13,9 % 

ZEITPUNKT DES EINGANGS DER INFORMATIONEN ÜBER VON WOHNUNGSLOSIGKEIT 
BEDROHTE HAUSHALTE IN DEN KREISANGEHÖRIGEN UND KREISFREIEN STÄDTEN UND 
GEMEINDEN (N 40.540 HAUSHALTE IN 162 STÄDTEN UND GEMEINDEN) 
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0

25

50

75

100

postalisch
(N 188)

über Hausbesuch
(N 132)

telefonisch
(N 133)

per E-Mail
(N 109)

90,4 

28,0 
21,1 

3,7 

5,9 

43,2 54,1 

39,4 

3,7 

28,8 24,8 

56,9 

nie

in Ausnahmefällen

in der Regel

FORMEN DER KONTAKTAUFNAHME DER ZUSTÄNDIGEN STELLEN IN DEN KREISANGEHÖRIGEN 
UND KREISFREIEN STÄDTEN UND GEMEINDEN ZU DEN VON WOHNUNGSLOSIGKEIT BEDROHTEN 
HAUSHALTEN IN NRW 2012 IN % 

© GISS, Bremen 



MAßNAHMEN DER ZUSTÄNDIGEN STELLEN IN DEN KREISANGEHÖRIGEN UND KREISFREIEN STÄDTEN 
UND GEMEINDEN IM RAHMEN DER VERMEIDUNG VON WOHNUNGSLOSIGKEIT IN NRW 2012 – 
NACH HAUSHALTEN IN % (N 15.705 NENNUNGEN IN 92 STÄDTEN UND GEMEINDEN) 

25,5 % Mietschuldenübernahme 
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Wohnungsverlust wurde durch
unsere Aktivitäten verhindert

Wohnungsverlust konnte trotz
unserer Aktivitäten nicht verhindert

werden

es wurden keine
wohnraumsichernden Aktivitäten

unternommen

67,8% 

15,4% 16,8% 

ERGEBNIS WOHNRAUMSICHERNDER AKTIVITÄTEN DER ZUSTÄNDIGEN STELLEN IN DEN KREISANGE-
HÖRIGEN UND KREISFREIEN STÄDTEN UND GEMEINDEN – NACH HAUSHALTEN (N 5.408 HAUS-
HALTE IN 37 STÄDTEN UND GEMEINDEN) 
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unzureichende Mitwirkung der Haushalte

fehlende Bereitschaft des Vermieters

Abbruch des Kontaktes zu den Haushalten

fehlender Ersatzwohnraum (der erforderlich
gewesen wäre, aber nicht zur Verfügung stand)

sonstiges

kein Kontakt zum Haushalt

hinreichendes Selbsthilfepotenzial der Haushalte

unangemessene Wohnkosten (Richtwerte KdU)

hinreichende finanzielle Eigenmittel

sonstiges

60,5 

25,5 

21,9 

8,5 

1,7 

36,1 

34,3 

17,9 

8,6 

3,1 

Wohnungsverlust konnte trotz unserer Aktivitäten nicht verhindert werden (N 834)

es wurden keine wohnraumsichernden Aktivitäten unternommen (N 895)

ERFOLGLOSE ODER NICHT ERFOLGTE WOHNRAUMSICHERNDE MAßNAHMEN DER ZUSTÄNDI-
GEN STELLEN IN DEN KREISANGEHÖRIGEN UND KREISFREIEN STÄDTEN UND GEMEINDEN 
NACH GRÜNDEN IN % (37 STÄDTE UND GEMEINDEN) 
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22,9 % 

77,1 % 

Wiederholungsfälle

Haushalte gesamt

VON WOHNUNGSLOSIGKEIT BEDROHTE HAUSHALTE, DIE IN DEN BEIDEN VORJAHREN 
BEREITS EINMAL ODER MEHRMALS VON WOHNUNGSLOSIGKEIT BEDROHT WAREN  
(N 18.038 HAUSHALTE IN 74 STÄDTEN UND GEMEINDEN) 
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Schuldnerberatung

Hilfen zur Überwindung besonderer sozialer
Schwierigkeiten

Suchthilfen

Hilfen bei psychischen Beeinträchtigungen

sonstiges

57,9 % 

16,8 % 

14,2 % 

10,7 % 

0,4 % 

BEDARF AN ÜBER DIE UNMITTELBARE WOHNRAUMSICHERUNG HINAUSGEHENDER HILFE 
FÜR DIE BETROFFENEN HAUSHALTE DIFFERENZIERT NACH ART DER UNTERSTÜTZUNG – 
HAUSHALTE MIT HILFEBEDARF (N 1.014 NENNUNGEN IN 35 STÄDTEN UND GEMEINDEN) 
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KURZZUSAMMENFASSUNG 



Die Präventionsfälle 

 sind zu großen Teilen kinderlose Einzelpersonen 

 der Anteil junger Menschen (U25) ist überraschend groß 

 beziehen zu großen Teilen Leistungen der Mindestsicherung 

 haben zu einem Viertel einen Migrationshintergrund 

 haben i. d. R. Mietschulden 

Die Organisation der Wohnraumsicherung ist sehr uneinheitlich 

 Fachstellen, in denen alle Kompetenzen und Zuständigkeiten gebündelt sind, stehen 
Organisationen gegenüber, in denen verschiedene Regelsachbearbeitungen in die 
Bearbeitung der Wohnungsnotfallproblematik involviert sind (Jobcenter, Sozialamt, 
Ordnungsamt und ggf. weitere Stellen) 



Der Informationszugang, die Kontaktaufnahme und der Hilfeprozess 

 erfolgen bei rd. der Hälfte der Fälle erst mit der Räumungsklage oder später 

 finden am häufigsten postalisch statt 

 setzen bei vielen Kommunen eine Selbstvorsprache der Haushalte voraus 

 Kommunikation mit der institutionellen Wohnungswirtschaft ist ausbaufähig 

Die Hilfe 

 erfolgt am häufigsten als Unterstützung bei Verhandlungen mit Vermietern 

 Mietschulden werden eher selten, und wenn, dann als Darlehen übernommen 

 weitergehender Hilfebedarf besteht, Angebote können unterbreitet werden 

 nachgehende Hilfe findet, wenn überhaupt, nur sehr begrenzt statt 



EINIGE EMPFEHLUNGEN 
 



Normalwohnraum- 
versorgung 

öffentliche Unterbringung 
 und Versorgung  

von Wohnungsnotfällen 
STOP 

DIE ACHTERBAHN 
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Entwicklung trägerübergreifender lokaler Konzepte und Strategien zur Wohn-
raumsicherung (Kommune, Jobcenter, freie Träger, Wohnungswirtschaft und ggf. 
weitere) 

Weiterer Ausbau von kommunalen Fachstellen zur Wohnraumsicherung gemäß 
den Empfehlungen des DST 

Jobcenter/kommunale Präventionsstellen: Überprüfung der Zweckmäßigkeit 
einer Rückführung der Mietschuldenübernahmen aus dem SGB II ins SGB XII 
 (Rück-)Übertragung der Zuständigkeit für die Fallbearbeitung auf die kommunalen 

Stellen der Wohnraumsicherung 

 wo nicht möglich oder gewollt: klare und verbindliche Vereinbarungen über Art, 
Umfang, Form und Verfahren der Prävention zwischen Jobcenter, kommunalen und 
freien Stellen (Entwicklung gemeinsamer Standards)  

Im Rahmen trägerübergreifender Gesamthilfesysteme sollten freie Träger auch 
formell in die Wohnraumsicherung einbezogen werden (§§ 67 ff. SGB XII, § 16a 
SGB II oder auf Basis freiwilliger kommunaler Leistungen) 



Rechtliche Aspekte: 

 Mietschuldenübernahme nach § 22.8 SGB II (häufiger) als Beihilfe ermöglichen 

 KdU sollte von Sanktionierungen ausgenommen werden 

 Mitteilungspflicht der Amtsgerichte bei allen Räumungsklagen 

Generelle Aspekte: 

 Stärkere Verzahnung von Wohnungs- und Sozialpolitik 

 Angemessene Berücksichtigung von Wohnungsnotfällen in kommunalen Wohnraum-
versorgungskonzepten 

 Gemeinsam mit der Wohnungswirtschaft den Umgang mit Schufaeinträgen verbessern 
(Risikoabsicherung, wohnbegleitende Hilfen etc.) 

 Entwicklung von trägerübergreifenden gesamtstädtischen Strategien zur Vermeidung 
und Behebung von Wohnungslosigkeit 

Verbesserung der Dokumentation und statistischen Erfassung der Wohnungs-
notfallproblematik 



Fragen? 

Anregungen! 


